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Einleitung

Das Internet und die ihm angehörigen sozialen Netzwerke haben sich in den
letzten Jahren zu zentralen Plattformen gesellschaftlicher Kommunikation
entwickelt. Nach einer Aussage des Statistischen Bundesamtes aus dem Jahr
2021 nutzen 78 % der 16 bis 25-Jährigen ihren Internetzugang zur Kommu-
nikation in den sozialen Netzwerken; unter den 25 bis 44-Jährigen beläuft
sich dieser Anteil auf 63 %.1 Es war daher nur eine Frage der Zeit, bis auch der
Staat die neuartigen Kommunikationsstrukturen zur Erfüllung seiner Öf-
fentlichkeitsarbeit für sich entdecken würde. Inzwischen greifen hoheitliche
Stellen mit einer bemerkenswerten Selbstverständlichkeit auf die Angebote
des world wide webs zurück, um Kontakt mit den Bürgern aufzunehmen.
Dass diese Entwicklung unter dem Gesichtspunkt beidseitiger Praktikabili-
tät und Komfort nachvollziehbar, wenn nicht sogar geboten erscheint, ist
nicht von der Hand zu weisen. Ein Festhalten an eingefahrenen, überholten
Strukturen wäre nicht nur anachronistisch, sondern auch mit dem gemeinhin
konturenlos als E-Government beschriebenen Streben nach einheitlicher
elektronischer Kommunikation im Bereich von Staat und Verwaltung un-
vereinbar.

Dies darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass es sich bei staatlicher
Betätigung in sozialen Netzwerken und anderen Online-Plattformen um die
unmittelbare Ausübung von Hoheitsgewalt handelt, die sich nach Art. 1
Abs. 3 GG an den Grundrechten zu messen lassen hat und nach Art. 20
Abs. 3 GG dem Vorrang und Vorbehalt des Gesetzes unterliegt. Dass das
Internet bisweilen immer noch als rechtsfreier Raum verstanden wird, zeigen
Phänomene wie „Fakenews“ und „hate speech“ indes in beachtlicher Dring-
lichkeit. Bei der Evolution der Kommunikation in sozialen Netzwerken und
den zahlreichen sich daraus ergebenden Rechtsfragen handelt es sich daher
um eine Materie, die in ihrer Bedeutung kaum überschätzt werden kann. Dies
gilt insbesondere auch für die in der Diskussion um die Meinungsmacht
sozialer Netzwerke zu selten in den Blick genommenen Grenzen staatlicher

1 Statistisches Bundesamt, Private Haushalte in der Informationsgesellschaft – Nut-
zung von Informations- und Kommunikationstechnologien 2021, abrufbar unter https://w
ww.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-Lebensbedingu
ngen/IT-Nutzung/Publikationen/Downloads-IT-Nutzung/private-haushalte-ikt-215040
0217004.pdf? blob=publicationFile, zuletzt abgerufen am 20.07.2022.



Mohr/Mono/Preview 24.10.22 11:46

2 Einleitung

Öffentlichkeitsarbeit im Internet. Es genügt ein Blick auf die über Accounts
staatlicher Funktionsträger verbreiteten Netzwerkbeiträge, in denen partei-
politische Inhalte geteilt und Kritiker scharf angegangen werden, um zu er-
kennen, dass die Aktivität in den sozialen Netzwerken von erheblicher Re-
levanz ist.

Trotz ihrer Omnipräsenz haben sich bisher indes weder in Literatur noch
in Rechtsprechung netzwerkspezifische Kommunikationsvorgaben entwi-
ckeln können. Das Bundesverfassungsgericht leitet die maßgeblichen Vor-
gaben für staatliches Informationshandeln im Internet auch heute noch aus
seinen (Grundsatz-) Entscheidungen ab, die Flugblätter und Informations-
broschüren der Bundesregierung zum Gegenstand hatten. Dabei tritt die
Kommunikation in den sozialen Netzwerken mittlerweile teilweise ersatzlos
an die Stelle herkömmlichen informellen Staatshandelns, für das sich in
Rechtsprechung und Literatur vergleichsweise konkrete, für sich genommen
indes dubitative Vorgaben und Begrenzungen entwickelt haben. Das Zusam-
menspiel der steigenden Meinungsrelevanz hoheitlicher Aktivität in den so-
zialen Netzwerken und des strukturellen Regulierungsdefizits staatlicher Öf-
fentlichkeitsarbeit sind Ausgangspunkt dieser Untersuchung. Im Zentrum
der folgenden Ausführungen steht die Frage, inwiefern sich die hergebrach-
ten Grenzen staatlichen Informationshandelns auf die Öffentlichkeitsarbeit
staatlicher Stellen im Internet, insbesondere in sozialen Netzwerken, über-
tragen lassen oder ob es zum Schutze der Freiheit des gesellschaftlichen Wil-
lensbildungsprozesses vielmehr netzwerkspezifischer Vorgaben für das In-
formationshandeln staatlicher Funktionsträger bedarf.

Der besseren Überschaubarkeit halber werden die Grenzen staatlichen
Informationshandelns nachfolgend in äußerungsspezifische und äußerungs-
unspezifische Grenzen unterteilt. Während die äußerungsspezifischen Gren-
zen staatlicher Öffentlichkeitsarbeit vorwiegend anhand hoheitlichem Infor-
mationshandeln entwickelt wurden, beanspruchen die äußerungsunspezifi-
schen Grenzen ihre Geltung prinzipiell für alle Formen staatlichen Handelns.
Einigkeit besteht indes dahingehend, dass die Grenzen für staatliches Infor-
mationshandeln ihren Ursprung unmittelbar im Verfassungsrecht haben,
was – wie sich zeigen wird – nicht zuletzt auf ein gesetzgeberisches Regelungs-
defizit zurückzuführen ist.

Der Gang der Untersuchung folgt „grenzübergreifend“ einem einheitli-
chen Muster: Um die Anwendbarkeit einer konkreten Grenzziehung auf die
neuartigen Kommunikationsstrukturen in den sozialen Netzwerken bewer-
ten zu können, ist die vorausgehende verfassungsrechtliche Herleitung der
Vorgaben unverzichtbar. Sie ermöglicht die darauffolgende Darstellung der
Grenzziehung für die herkömmlichen Erscheinungsformen staatlicher Öf-
fentlichkeitsarbeit sowie ihre kritische Würdigung und die darauf basierende
Untersuchung der Übertragbarkeit auf die staatliche Kommunikation in den
sozialen Netzwerken. Es wird sich zeigen, dass ein akuter Handlungs- und
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Anpassungsbedarf nicht nur im Hinblick auf die neuartigen Kommunikati-
onstechnologien besteht. Vielmehr sind auch die herkömmlichen Vorgaben
für das Informationshandeln zu großen Teilen defizitär und novellierungs-
pflichtig.

Das erste Kapitel der Untersuchung entzieht sich dieser Struktur, da es
unverzichtbar ist, den das weitere Vorgehen bestimmenden Untersuchungs-
gegenstand festzulegen und den Begriff der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit
zu definieren. Ein besonderes Augenmerk liegt dabei auf dem konstitutiven
Merkmal der Staatlichkeit. Bei der Abgrenzung hoheitlicher Äußerungen
von privaten und parteipolitischen Aussagen handelt es sich im Rahmen der
herkömmlichen Erscheinungsformen staatlichen Informationshandelns wie
bei der staatlichen Kommunikation in den sozialen Netzwerken um ein kom-
plexes Unterfangen. Die Dichotomie von grundrechtlicher Freiheit und
grundrechtlicher Bindung zwingt indes zum Aufstellen trennscharfer und
praktikabler Abgrenzungskriterien. Des Weiteren erscheint es für die fol-
gende Untersuchung unausweichlich, die sozialen Netzwerke und ihre Funk-
tionsfähigkeit genau in den Blick zu nehmen. Der Fokus soll dabei auf den
staatlicherseits bevorzugten Universalnetzwerken Facebook, Twitter und
Instagram zu liegen.

Das zweite Kapitel der Untersuchung widmet sich den äußerungsunspe-
zifischen Grenzen staatlicher Öffentlichkeitsarbeit, die ihre Geltung prinzi-
piell für alle Formen staatlichen Handelns beanspruchen. Ein erster Schwer-
punkt liegt auf der Darstellung und Analyse der Kompetenzordnung des
Grundgesetzes als formelle Grenze staatlicher Maßnahmen jeglicher Art. Sie
ist für den informierenden Staat bedeutsam, da die ungeschriebene Aufgabe
der Öffentlichkeitsarbeit gemeinhin als Annex zu den verfassungsrechtlichen
Sachzuständigkeiten begriffen wird. Es erscheint daher angebracht, die ver-
schiedenen Zuständigkeitsbereiche der Amtsträger auf Bundes- und Landes-
ebene genau abzustecken, zusätzliche, anlassbezogene Informationszustän-
digkeiten zu diskutieren und die Übertragbarkeit der sich daraus ergebenden
Ergebnisse auf die Staatskommunikation in den sozialen Netzwerken zu ana-
lysieren.

Eine weitere äußerungsunspezifische Grenze staatlicher Informations-
tätigkeit ist in den Grundrechten des Grundgesetzes zu sehen. Sie binden
staatliche Funktionsträger nach Art. 1 Abs. 3 GG unabhängig vom Forma-
lisierungsgrad des hoheitlichen Handelns und sind damit auch im Rahmen
staatlicher Öffentlichkeitsarbeit von enormer Relevanz. Die Grundrechts-
dogmatik staatlicher Öffentlichkeitsarbeit ist dabei stark von der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts geprägt, die allerdings – wie sich
zeigen wird – in vielerlei Hinsicht nicht zu überzeugen vermag, sondern viel-
mehr modifikationsbedürftig ist. Während sich im Zusammenhang mit
staatlicher Öffentlichkeitsarbeit allgemeingültige Aussagen bei der Frage
nach der Eröffnung eines grundrechtlichen Schutzbereichs kaum treffen las-
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sen, da die Frage nach der Eröffnung eines Schutzbereichs grundrechtsam-
bivalent ist, ist die Bestimmung der Eingriffswirkung einer hoheitlichen Äu-
ßerung struktureller Natur. Gleiches gilt für den Umgang mit dem grund-
rechtlichen Gesetzesvorbehalt, der einem äußerungsrechtlichen Sonder-
regime der Rechtsprechung zum Opfer gefallen ist und damit einen erhebli-
chen, an die grundrechtdogmatischen Kernfunktionen des Gesetzesvorbe-
halts anknüpfenden Novellierungsbedarf aufweist.

Die strukturellen Unterschiede zwischen herkömmlicher Öffentlichkeits-
arbeit und Informationshandeln in den sozialen Netzwerken haben überdies
einen nicht unerheblichen Einfluss auf die Eingriffsintensität der hoheitli-
chen Informationsmaßnahmen und die sich daraus ergebenden Anforderun-
gen an die gesetzliche Rechtsgrundlage. Überdies bietet es sich an, im Zu-
sammenhang mit den grundrechtsdogmatischen Besonderheiten staatlicher
Öffentlichkeitsarbeit in den sozialen Netzwerken auf staatliches Des- und
Fehlinformationshandeln als netzwerkspezifisches Grundrechtsproblem zu
sprechen zu kommen. Zuletzt sind mit dem Transparenzgebot und dem all-
gemeinen Gesetzesvorbehalt noch zwei äußerungsunspezifische Grenzen
staatlichen Informationshandelns in den Blick zu nehmen.

Im dritten Kapitel der Untersuchung werden die äußerungsspezifischen
Grenzen staatlichen Informationshandelns dargestellt und auf ihre Über-
tragbarkeit auf die sozialen Netzwerke hin untersucht. Der Fokus liegt auf
der die Rechtsprechung und Literatur prägenden politischen Neutralitäts-
pflicht staatlicher Funktionsträger und dem rechtsstaatlichen Sachlichkeits-
gebot. Der modus operandi gleicht dabei den Ausführungen des zweiten Ka-
pitels, wobei bereits die Herleitung der Verfassungsgrundsätze als solche so-
wie die daraus folgenden Vorgaben für die Öffentlichkeitsarbeit staatlicher
Funktionsträger im Allgemeinen einen erheblichen Untersuchungsbedarf
aufweisen. Nicht minder komplex ist die Analyse der Übertragbarkeit und
Anpassungsbedürftigkeit der äußerungsspezifischen Grenzen staatlicher Öf-
fentlichkeitsarbeit auf die Aktivität in den sozialen Netzwerken. Der von der
Netzwerkaufmachung vielfach vermittelte Eindruck absoluter Gleichrangig-
keit aller Netzwerknutzer erweist sich dabei als trügerisch. Vielmehr geht von
der Öffentlichkeitsarbeit staatlicher Stellen in den sozialen Netzwerken ein
erhebliches Bedrohungspotential für die Freiheit der gesellschaftlichen Wil-
lensbildung aus, das wiederum die Anerkennung netzwerkspezifischer Gren-
zen für die Aktivität staatlicher Funktionsträger gebietet.

Die Untersuchung endet mit einem eine Schlussbetrachtung enthaltenden
und die Ergebnisse der Untersuchung thesenförmig zusammenfassenden Ab-
schnitt.



1. Kapitel

Begriff und Entwicklung
staatlicher Öffentlichkeitsarbeit

Um sich den Grenzen staatlicher Öffentlichkeitsarbeit widmen zu können, ist
es unverzichtbar, den Begriff der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit im Vor-
wege möglichst präzise zu bestimmen. Gleichzeitig ist es für das weitere Ver-
ständnis von besonderer Bedeutung, sich die Entwicklung der staatlichen
Öffentlichkeitsarbeit vor Augen zu führen. Nur so ist es möglich, die Hand-
habung in Rechtsprechung sowie Literatur nachzuvollziehen, diese zu ana-
lysieren und im Hinblick auf die neuartigen Kommunikationsstrukturen der
sozialen Netzwerke weiterzuentwickeln.

A. Der Begriff der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit

Der Begriff der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit ist heute fester Bestandteil
des politischen, wissenschaftlichen und gerichtlichen Sprachgebrauchs. Es
handelt sich um einen Terminus, der sich nicht nur im Rahmen rechtswissen-
schaftlicher Fragestellungen wiederfindet, sondern beispielsweise auch in der
kommunikationswissenschaftlichen Literatur großer Beliebtheit erfreut. Die
verschiedenen Fachbereiche eint dabei, dass es keine einheitliche und aner-
kannte Definition oder Begriffsbestimmung gibt.

I. Staatliche Öffentlichkeitsarbeit als Form informalen Staatshandelns

Vollkommene Einigkeit herrscht jedoch dahingehend, dass staatliche Öffent-
lichkeitsarbeit eine Form des informalen Staatshandelns darstellt.1 Im Ge-

1 Vgl. nur Drefs, Die Öffentlichkeitsarbeit des Staates und die Akzeptanz seiner Ent-
scheidungen, 2019, S. 38; Franz, Einführung in die Verwaltungswissenschaft, 2003, S. 308;
Gramm, Der Staat 30 (1991), 51 (52); Jensen, Rechtsprobleme regierungsamtlicher Öffent-
lichkeitsarbeit im Internet-Zeitalter, 2006, S. 13; Jung, Das kommunale Amtsblatt – In-
halt, Ausgestaltung, Präsentation, 2021, S. 27 f.; P. Kirchhof, in: Isensee/Kirchhof., HStR
Bd. V, 3. Aufl. 2005, § 99 Rn. 5; Knebel/Schoss, DÖV 2016, 105 (107); Schoch, in: Isensee/
Kirchhof, HStR Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 37 Rn. 53; Zott, Aktive Informationen des Staates
im Internet – Mittelalterlicher Pranger oder modernes Steuerungsinstrument?, 2016,
S. 71 ff.
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gensatz zum formalen Staatshandeln, das sich als klassisch imperative Hand-
lungsweise in Form von Ge- und Verboten in ausdifferenzierte Kategorien
unterteilen lässt, gibt es im Bereich des entformalisierten Staatshandelns
keine vergleichbaren Klassifizierungen für entsprechende Aktivitäten, aus
denen sich bereits kraft Kategorisierung Folgen für Rechtmäßigkeitsanfor-
derungen, Verfahren und Rechtsschutz ergeben.2 Anders als bei den Typen
formalen Hoheitshandelns, die ein besonderes Maß an Rechtsklarheit bieten,
fehlt es nämlich an der rechtlichen Verbindlichkeit informierender Öffent-
lichkeitsarbeit und dem damit einhergehenden Regelungscharakter einer
derartigen Maßnahme.3 Alle Formen informalen Staatshandelns vereint,
dass sie nicht auf die Herbeiführung einer konkreten Rechtsfolge gerichtet
sind, diese aber sehr wohl auslösen können.4 Zudem sind eventuelle Zwangs-
maßnahmen mit Regelungscharakter zu einem späteren Zeitpunkt nicht aus-
geschlossen.5

Gerade im Bereich der staatlichen Informationstätigkeit tritt diese Form
hoheitlichen Realhandelns jedoch häufig neben oder sogar an die Stelle her-
kömmlicher Hoheitsakte. Obwohl sie an verschiedenen Orten gesetzlich vor-
gesehen ist,6 handelt es sich bei staatlicher Öffentlichkeitsarbeit um eine
Handlungsform, die synonym für informales Staatshandeln auch diskredi-
tierend als „schlichtes Staats- und Verwaltungshandeln“ bezeichnet wird,7

wenngleich ihr häufig eine Wirkung innewohnt, die sich vor einem finalen
und rechtsförmigen Staatsakt nicht verstecken muss.8 Mittlerweile9 ist aner-
kannt, dass der Staat auch außerhalb seiner rechtsförmigen Handlungswei-

2 Schoch, in: Isensee/Kirchhof, HStR Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 37 Rn. 23; 73.
3 Grundlegend Schoch, in: Isensee/Kirchhof, HStR Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 37 Rn. 90.
4 Passend dazu Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee,

2. Aufl. 2004, S. 18: „Alles Recht zielt auf Wirksamkeit“; vgl. auch Franz, Einführung in
die Verwaltungswissenschaft, 2003, S. 308.

5 Gramm, Der Staat 30 (1991), 51 (52).
6 Bei weiter Auslegung des Begriffes werden zum Beispiel lebensmittelrechtliche Veröf-

fentlichungen nach § 40 LFGB, umweltrechtliche Aufklärungen nach § 2 Abs. 1 Satz 2
Nr. 2 UBAG und Empfehlungen nach § 9 StrVG erfasst.

7 Franz, Einführung in die Verwaltungswissenschaft, 2003, S. 308; Schmidt-Aßmann,
Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2. Aufl. 2004, S. 348.

8 Krit. dazu Schoch, in: Isensee/Kirchhof, HStR Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 37 Rn. 122;
Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2. Aufl. 2004,
S. 351.

9 Während der Verwaltungsrechtsweg früher nur für (polizeiliche) Verfügungen und
damit Verwaltungsakte eröffnet war und in der Rechtsprechung daraufhin Verwaltungs-
akte fingiert wurden (vgl. nur BVerwG, DÖV 1967, 379 ff.), beschränkt die Generalklausel
in § 40 Abs. 1 VwGO den Rechtsweg heute nicht auf rechtsförmliches Handeln; dazu Beck-
mann, NVwZ 2011, 842 (843); ausf. zur Entwicklung informalen Staatshandelns Zott,
Aktive Informationen des Staates im Internet – Mittelalterlicher Pranger oder modernes
Steuerungsinstrument?, 2016, S. 69 ff.
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sen agieren und daher informal handeln dürfen muss. Sähe man informales
Handeln des Staates per definitionem bereits als rechtswidrig an, würden die
Bedürfnisse eines modernen Verfassungs- und Verwaltungsstaates schlicht-
weg ignoriert.10 Allein die Existenz verschiedener Kategorien formalen
Staatshandelns darf nicht darauf schließen lassen, dass informales Handeln
per se unzulässig ist.11 Da eine handhabbare Rechtsordnung die Vollpro-
grammierung jedweden Staatshandelns gar nicht leisten kann, lässt die
Rechtsordnung vielmehr bewusst Raum für informale Verhaltensweisen, die
im Vergleich zu rechtsförmlichen Staatshandeln keine Kategorie minderen
Ranges ist.12

Dadurch, dass dem informalen Staatshandeln keine Formvorgaben zu-
grunde gelegt werden, ist es dem Hoheitsträger möglich, flexibel zu agieren
und die Kommunikation zu beschleunigen. Die Akzeptanz informeller In-
formationsvermittlung durch staatliche Öffentlichkeitsarbeit basiert auf der
Annahme, dass informales Handeln eine Wirkung entfaltet, die rechtsför-
miges Agieren oftmals gar nicht erreichen kann.13 Mitnichten befindet sich
der Staat dabei in einem rechtsfreien Raum, der sich einer gerichtlichen
Überprüfung entzieht.14 Art. 20 Abs. 3 GG und die daraus resultierende
Rechtsbindung gilt – genau wie die Grundrechtsbindung nach Art. 1 Abs. 3
GG – unabhängig vom Formalisierungsgrad für den Fall einer grundrechts-
beeinträchtigenden Maßnahme.15 Damit bleiben die vermeintlichen Gefah-
ren, die sich aus informalem Handeln ergeben, beherrschbar.16 Gleichwohl
handelt es sich bei informalem Staatshandeln und damit auch bei staatlicher
Öffentlichkeitsarbeit stets um eine Herausforderung für die Rechtsordnung.

II. Abgrenzung zu anderen Formen informellen Staatshandelns

Uneinigkeit hingegen herrscht dahingehend, ob man staatliche Öffentlich-
keitsarbeit als nur eine von mehreren verschiedenen Formen informellen
staatlichen Informationshandelns zu verstehen hat oder ob staatliche Öffent-

10 Schoch, in: Isensee/Kirchhof, HStR Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 37 Rn. 101.
11 Vgl. dazu Schuppert, Verwaltungswissenschaft: Verwaltung, Verwaltungsrecht, Ver-

waltungslehre, 2000, S. 245 f.
12 Schoch, in: Isensee/Kirchhof, HStR Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 37 Rn. 103.
13 Schoch, in: Isensee/Kirchhof, HStR Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 37 Rn. 93; S. Augsberg,

DVBl. 2007, 733 (734); Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungs-
idee, 2. Aufl. 2004, S. 279.

14 Schmitz, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 9. Aufl. 2018, § 1 Rn. 144 f.
15 Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2. Aufl. 2004,

S. 349.
16 Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2. Aufl. 2004,

S. 351.
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lichkeitsarbeit einen Oberbegriff für unterschiedliche Ausprägungen staatli-
chen Informationshandelns darstellt. Während es Stimmen in Literatur und
Rechtsprechung gibt, die im Begriff der Öffentlichkeitsarbeit eine kategori-
sierende Typisierung sehen, gilt es sich dabei jedoch auch die Frage zu stellen,
ob dem Begriff nicht vielmehr nur eine rein deskriptive Bedeutung zukommt,
indem die staatliche Öffentlichkeitsarbeit schlichtweg einen Oberbegriff für
verschiedenste Formen staatlichen Informationshandelns darstellt, mit der
keine rechtliche Bewertung einhergeht.17

1. Literatur

Teilweise wird der Begriff der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit eng und damit
nur als ein Unterfall informellen und informativen Staatshandelns verstan-
den. So ist Schoch der Ansicht, dass ein weitreichendes Verständnis des Be-
griffes die Grenzen verschiedenartiger Typen staatlichen Informationshan-
delns verwische.18 Er spricht davon, dass „ein bis zur Unkenntlichkeit ver-
zerrter Begriff der ,Öffentlichkeitsarbeit‘ propagiert“ werde.19 Dies sei schon
deshalb verfassungsrechtlich nicht haltbar, weil die Anforderungen an das
Staatshandeln je nach Einstufung als grundrechtsbeschränkende Informa-
tionsmaßnahme (z.B. im Rahmen der Gefahrenabwehr) oder als grund-
rechtsunspezifische Veröffentlichung immens divergieren.20 Von staatlicher
Öffentlichkeitsarbeit könne daher nur die Rede sein, wenn es sich bei der
Verlautbarung inhaltlich um einen Akt der Selbstdarstellung handelt, mit
dem die staatliche Stelle „ihre“ Politik, Maßnahmen und Pläne illustriert.21

Ähnlich verhält es sich mit der Auffassung von Mandelartz, der unter
Öffentlichkeitsarbeit nur die „gezielte, sachliche direkte und grundsätzlich
dialogorientierte Information der Öffentlichkeit über die Politik der Regie-
rung“ versteht.22 Sie sei zum einen von der Öffentlichkeitsaufklärung in Form
von Aufklärungen, Warnungen und Empfehlungen zu unterscheiden, die
nicht auf Dialog angelegt und keine Information über Sachpolitik, sondern
Sachpolitik selbst sei.23 Zum anderen müsse zwischen schon begrifflich stets
sachlich gehaltener Öffentlichkeitsarbeit und dem werbenden wie reklame-
haften Informationshandeln, bei dem es darum geht, die Zustimmung für

17 Ausf. zum Begriff der Öffentlichkeitsarbeit auch Dişçi, Der Grundsatz politischer
Neutralität, 2019, S. 24 ff.

18 Schoch, in: Isensee/Kirchhof, HStR Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 37 Rn. 72 f.; ders., NVwZ
2011, 193 (194).

19 Schoch, NVwZ 2011, 193 (194).
20 Schoch, in: Isensee/Kirchhof, HStR Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 37 Rn. 73.
21 Schoch, in: Isensee/Kirchhof, HStR Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 37 Rn. 76; dies bekräfti-

gend Müller-Franken, AfP 2016, 301 (302).
22 Mandelartz, DÖV 2009, 509 (513).
23 Mandelartz, DÖV 2009, 509 (513).



Mohr/Mono/Preview 24.10.22 11:46

9A. Der Begriff der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit

politische Programme zu generieren, unterschieden werden.24 Zu einem ver-
gleichbaren Ergebnis gelangt Gersdorf, der staatliche Öffentlichkeitsarbeit
von verhaltensbeeinflussender und -steuernder Informationstätigkeit durch
den Staat abgrenzt und unter Öffentlichkeitsarbeit eine auf Dialog ausgerich-
tete „staatliche Kommunikation“ versteht.25

In diese Richtung argumentiert auch Drefs, der den normativen Gehalt
staatlicher Öffentlichkeitsarbeit in der Herstellung von Öffentlichkeit sieht.26

Sie sei als transparenzsicherndes Instrument von anderen Formen hoheitli-
cher Öffentlichkeitskommunikation abzugrenzen, die ihrerseits wiederum
originäre Staatstätigkeit darstellen.27 Dies entspricht auch der Rechtsauffas-
sung von Mast, der in der Öffentlichkeitsarbeit die wichtigste Erscheinungs-
form des auf demokratische Integration abzielenden Informationshandelns
sieht.28 Auch Zott geht davon aus, dass zwischen gezielter informationeller
Steuerung und staatlicher Öffentlichkeitsarbeit unterschieden werden
müsse.29 Während die Öffentlichkeitsarbeit nur über zurückliegendes oder
künftiges Verwaltungshandeln unterrichte, würden Maßnahmen informati-
oneller Steuerung selbst unmittelbares Verwaltungshandeln darstellen.30 So
habe beispielsweise eine Aufklärungsmaßnahme, die nicht dem Feld der Öf-
fentlichkeitsarbeit zuzurechnen sei, im Vergleich zu Letzterer immer ein be-
wertendes Element inne. Außerdem geht Zott davon aus, dass eine Warnung
stets ein funktionales Äquivalent zur Allgemeinverfügung nach § 35 S. 2
VwVfG darstelle und somit keinesfalls Teil der nicht auf konkrete Rechts-
folgen abzielenden Öffentlichkeitsarbeit sein könne.31

Gröschner versteht unter dem Begriff der Öffentlichkeitsarbeit das Recht
und die Pflicht der Bundesregierung zur Information über ihre politischen
Ziele und Tätigkeiten.32 Dieser Pflicht werde primär durch das Presseamt und

24 Mandelartz, DÖV 2009, 509 (513 f.).
25 Gersdorf, AfP 2016, 293 (294); ähnlich auch Joerger, Öffentlichkeitsarbeit, 1975, S. 11

und Philipp, Staatliche Verbraucherinformation im Umwelt- und Gesundheitsrecht, 1989,
S. 2 f., die gleichzeitig jedoch davon ausgeht, dass es zu erheblichen Überschneidungen
staatlicher Informationen kommen kann.

26 Drefs, Die Öffentlichkeitsarbeit des Staates und die Akzeptanz seiner Entscheidun-
gen, 2019, S. 107.

27 Drefs, Die Öffentlichkeitsarbeit des Staates und die Akzeptanz seiner Entscheidun-
gen, 2019, S. 107.

28 Mast, Staatsinformationsqualität, 2020, S. 129 f.
29 Zott, Aktive Informationen des Staates im Internet – Mittelalterlicher Pranger oder

modernes Steuerungsinstrument?, 2016, S. 79 ff.
30 Zott, Aktive Informationen des Staates im Internet – Mittelalterlicher Pranger oder

modernes Steuerungsinstrument?, 2016, S. 80 f.
31 Zott, Aktive Informationen des Staates im Internet – Mittelalterlicher Pranger oder

modernes Steuerungsinstrument?, 2016, S. 84.
32 Gröschner, DVBl. 1990, 619 (620).
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die einzelnen Ministerien nachgekommen. Von der Öffentlichkeitsarbeit zu
unterscheiden sei der Begriff der (verbraucherbezogenen) Öffentlichkeitsauf-
klärung im engeren Sinne, die nicht politische Ziele verfolge, sondern auf die
„Bewußtseinsbildung des privat handelnden Individuums“ abziele.33 Als
Oberbegriff für beide Formen informellen Handelns verwendet Gröschner
dabei den Begriff der Öffentlichkeitsaufklärung im erweiterten Sinne.

Diese Ansichten verbindet, dass sie bereits durch die Bezeichnung einer
Maßnahme als Akt staatlicher Öffentlichkeitsarbeit oder Öffentlichkeitsauf-
klärung eine rechtliche Beurteilung vornehmen wollen und somit im Begriff
der Öffentlichkeitsarbeit einen normativen Begriff sehen. Dieses Verständnis
wird allerdings scharf kritisiert. Von derartigen Begrifflichkeiten und der
Idee, bereits durch die Bezeichnung einer Maßnahme könne sich ein recht-
licher Rahmen für diese ergeben, löst sich S. Augsberg, indem er auf eine rein
begriffliche Unterscheidung weitestgehend verzichtet und primär zwischen
Informationshandeln mit und ohne Drittbezug differenziert.34 Dem Begriff
der Öffentlichkeitsarbeit könne von vornherein nur eine deskriptive Funk-
tion zukommen, deren Mehrwert überschaubar sei. Die „sog. Öffentlich-
keitsarbeit der Regierung“ ordnet S. Augsberg dem Informationshandeln
ohne Drittbezug zu, da es sich bei ihr regelmäßig nur um eine Form der
Selbstdarstellung und Unterrichtung über das eigene politische Programm
handele.35 Im Gegensatz dazu existiere auch eine Vielzahl von staatlichen
Informationsmaßnahmen, die Interessen und Rechte Dritter berühre, unab-
hängig davon, ob die Veröffentlichung appellativer oder nur objektiv-fest-
stellender Natur sei.36 Die regierungsamtliche Öffentlichkeitsarbeit zähle im
Gegensatz zu staatlichen Warnungen allerdings nicht dazu. Den rechtsstaat-
lichen Vorgaben für staatliches Informationshandeln könne insgesamt nur
genügt werden, wen man die staatliche Informationstätigkeit mit Drittwir-
kung in einem zweiten Schritt präzise in Fallgruppen unterteile und für sie
jeweils spezifische Zulässigkeitsvoraussetzungen herausarbeite.37 Die kon-
krete Bezeichnung einer Informationsmaßnahme kann nach S. Augsberg da-
für indes nie entscheidend sein.

Engel legt den Begriff der Öffentlichkeitsarbeit insgesamt weit aus: Er
umfasse alle Formen staatlicher Äußerungen an die Öffentlichkeit unabhän-
gig davon, ob die Äußerung nur erläuternd, werbend oder sogar warnend
wirkt und ob sie nur zur Vorbereitung von, Information über oder Durch-
führung von Regierungshandeln dient.38 Die staatliche Kommunikation

33 Gröschner, DVBl. 1990, 619 (620); krit. zu dieser Rechtsauffassung Porsch, Warnun-
gen und kritische Äußerungen als Mittel gemeindlicher Öffentlichkeitsarbeit, 1997, S. 39.

34 S. Augsberg, DVBl. 2007, 733 (736).
35 S. Augsberg, DVBl. 2007, 733 (736).
36 S. Augsberg, DVBl. 2007, 733 (736 f.).
37 S. Augsberg, DVBl. 2007, 733 (736).
38 Engel, in: Isensee/Kirchhof, HStR Bd. IV, 3. Aufl. 2006, § 80 Rn. 3; s.a. Goerlich/
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